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Vorwort zur sechzehnten Auflage

Die Europäische Union bildet eine freiwillig geschaffene noch immer einzigartige ge­
meinsame Rechtsordnung europäischer Völker. Die im Jahre 2024 sichtbaren Krisen 
und weltpolitischen Veränderungen belegen die Bedeutung gemeinsamen Handelns, 
um Frieden, Wohlstand, Sicherheit und die Grundlagen zukünftigen Lebens zu sichern. 
Gemeinsames Regieren auf der Grundlage des Rechts, das gemeinsamen Werten ver­
pflichtet ist, bildet eine bewusste Alternative zum Egoismus des isoliert handelnden 
Nationalstaats und erst recht zur Bedrohung des friedlichen Zusammenlebens der 
europäischen Völker durch Aggression und Rechtsbruch. Der Krieg Russlands gegen 
die Ukraine steht im Kontrast zum Selbstverständnis der Union als einer auf Demokra­
tie und Recht gegründeten, Frieden stiftenden und bewahrenden Organisation und 
stellt ihr die fortwährende Aufgabe, dieses Selbstverständnis zu beweisen und zum 
Schutz ihrer Bürger beizutragen (vgl. Art. 3 EUV).

Die trotz der nötigen Kompromisse auf Dauer größere Leistungsfähigkeit des gemein­
samen Handelns und sein Potential für zwischenstaatliche Konfliktminderung gilt 
jedoch trotz zahlreicher Wünsche zur Aufnahme in die Union nicht als selbstverständ­
lich. Zum einen sinkt der Einfluss der Union auf die Gestaltung der internationalen 
Beziehungen und auf die globalen Herausforderungen, wie zum Beispiel den Klima­
wandel. Zum anderen illustriert das im Jahre 2020 wirksam gewordene Ausscheiden 
Großbritanniens aus der Union die Zweifel an dem Nutzen der seit über sechzig 
Jahren bestehenden gemeinsamen Rechtsordnung und die weiter reichenden Tenden­
zen, sich den gemeinsam eingegangenen Pflichten zu entziehen. Erstmals wurde 2017 
gegen einen Mitgliedstaat ein Verfahren zur Feststellung der „eindeutigen Gefahr“ 
einer schwerwiegenden Verletzung der gemeinsamen Werte eingeleitet. In die Reihe 
der Infragestellungen des gemeinsamen Rechts gehört auch das Urteil des deutschen 
Bundesverfassungsgerichts vom 5.5.2020 mit seiner Behauptung, eine bestimmte Ent­
scheidung des Europäischen Gerichtshofs sei „objektiv willkürlich“ und daher für 
Deutschland nicht bindend.

Die sechzehnte Auflage des bewährten Lehrbuchs spiegelt die jüngsten Entwicklungen 
im Inneren wie im Äußeren der Union. Sie wurde umfassend überarbeitet, um die 
bis zum Sommer 2024 ergangene neueste Gesetzgebung und Rechtsprechung und die 
veränderten Existenzbedingungen der Union zu berücksichtigen.

In vierzig Kapiteln wird die politische und rechtliche Eigenart der Union in einer 
Gesamtschau auf Verträge, institutionelle Praxis sowie deren Wirkung in den Mitglied­
staaten und im internationalen Bereich erschlossen. Die wesentlichen Strukturen und 
Aktionsfelder der Europäischen Union werden präzise und auf dem neuesten Stand 
dargestellt und kritisch analysiert (u.a. Binnenmarkt, Wirtschafts- und Währungspo­
litik, Asyl- und Einwanderungsrecht, Umwelt, Außenbeziehungen). Gleichermaßen 
Berücksichtigung erfahren dabei die vertraglichen Quellen in der Fassung des Ver­
trags von Lissabon, die späteren Ergänzungsverträge (Fiskalpakt, Europäischer Stabili­
tätsmechanismus) sowie die umfassende Ausführungsgesetzgebung und die Rechtspre­
chung.

Der Integrationsprozess steht vor der Notwendigkeit, neue Formen zu finden und 
Krisen zu bewältigen, die an seinem Beginn nicht vorhergesehen wurden. Dies gilt 
insbesondere für die Bedrohungen der Lebensbedingungen, aber auch für eine Reihe 
weiterer Herausforderungen (wie die Migration nach Europa, den Klimawandel oder 
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militärische Konflikte in unmittelbarer Nachbarschaft). Hinzu kommen die Anfällig­
keit des internationalen Währungssystems und der öffentlichen Finanzen im Inneren 
der Union. Die Notwendigkeit gemeinsamen solidarischen Handelns ist nicht geringer 
geworden. Doch zeigten sich Schwächen der geltenden vertraglichen Regeln. Auch 
begünstigen Mängel der Kommunikation zwischen den Bürgern und den gemeinsamen 
Organen der Union und eine geringe Bereitschaft der staatlichen Regierungen, Verant­
wortung für ihr Handeln im Rat der Union zu übernehmen, die Entfremdung der 
Bürger von der Union. In diesem Umfeld wird es großer Anstrengungen aller politisch 
Verantwortlichen bedürfen, um den Wert der gemeinsamen Rechtsordnung zu bewah­
ren und zu entwickeln.

Unser Buch soll zur Verbreitung zuverlässiger Informationen über das gemeinsame 
Regieren in der Union beitragen und gleichzeitig eine Vertiefung offener Rechtsfragen 
ermöglichen. Zu diesem Zweck legen wir Wert auf die Angabe genauer Quellen, die 
nach Möglichkeit amtliche Fundstellen nachweisen. Die seit Oktober 2023 wirksame 
neue Quellenangabe des Amtsblatts der Union wird berücksichtigt. Auch die Ergebnis­
se der Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahre 2024 werden hier dargestellt.

Das Buch bildet eine Gemeinschaftsarbeit. Die Kooperation mehrerer Autoren gewähr­
leistet, dass der immer komplexer werdende Stoff gleichmäßig durchdrungen und 
dargestellt wird. Auch können vielfältige Erfahrungen aus Wissenschaft und Praxis 
genutzt werden.

Im Einzelnen verfassten die Autoren folgende Paragrafen:

Roland Bieber: 7, 19, 26, 27.

Astrid Epiney: 2 A und C, 8, 9, 10, 11, 12, 20, 25, 30, 34, 35.

Marcel Haag: 2 B, 4, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 21, 22, 23, 24, 33, 36, 37.

Markus Kotzur: 1, 3, 5, 6, 28, 29, 31, 32, 38, 39, 40.

(Die Beiträge von Marcel Haag sind nur ihm persönlich zuzurechnen. Sie bringen in 
keiner Weise die Meinung der Europäischen Kommission zum Ausdruck.)

 

 

 

August 2024

Roland Bieber Astrid Epiney Marcel Haag Markus Kotzur
Bonn/Lausanne Fribourg Brüssel Hamburg
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Grundlagen

Entwicklung und Theorie der Europäischen Integration

Überblick

Ein „immer engerer“ Zusammenschluss (frz. „Union“, heute Art. 1 EUV: „Verwirk­
lichung einer immer engeren Union der Völker“) war das erklärte Ziel der sechs 
Gründerstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS, 1952), 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG, 1957) und der Europäischen Atom­
gemeinschaft (Euratom, 1957).1 Seit Abschluss des Vertrages über die Europäische 
Union (EU, 1992) wird die aus den vertraglichen Verknüpfungen der heute 27 Mit­
gliedstaaten erwachsene Rechtsordnung EUROPÄISCHE UNION genannt. Die Union 
trat durch den Vertrag von Lissabon vom 13.12.20072 (Rn. 30) an die Stelle der 
Europäischen Gemeinschaft (Rn. 14 ff.). Die Europäische Atomgemeinschaft dauert 
selbstständig fort, die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl ist 2002 durch 
Zeitablauf erloschen.

Die Dynamik multipler ineinandergreifender Krisen fordert die EU und ihre Mitglied­
staaten heute in besonders hohem Maße heraus. Zu diesen Krisen rechnen insbeson­
dere der Klimawandel, die Flüchtlingsschutzkrise, die Staatsschuldenkrise, die CO­
VID-19-Pandemie, eine erst allmähliche wieder abflachende Inflation, die Energiekrise, 
der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine seit Februar 2022, oder der Krieg im 
Nahen Osten seit dem Hamas-Überfall auf Israel im Oktober 2023.3 Sie lassen den 
Konsens über die Bedingungen des Gelingens politischer Gemeinschaftsbildung zuneh­
men fragiler werden und befördern eine wachsende Skepsis gegenüber sog. „globalen 
Eliten“. Dennoch bleibt die Europäische Union das bisher herausragendste Ergebnis 
eines fortschreitenden staatenübergreifenden Integrationsprozesses.4 Als Antwort auf 
die Erschütterungen zweier Weltkriege strebt er einen Zusammenschluss der europä­
ischen Staaten und Völker in einer organisatorisch gefestigten, Frieden, Sicherheit 
und Wohlstand sichernden Einheit an.5 Diese Einheit ist das bisher erfolgreichste 
Friedensprojekt in der Geschichte Europas, sein dauerhafter Erfolg darf keinesfalls 
für selbstverständlich genommen werden. Daran sei gerade angesichts des russischen 
Angriffskriegs erinnert, der die Grundlagen des Völkerrechts erschüttert und die euro­
päische Friedens- und Sicherheitsarchitektur mehr denn je herausfordert. Wie in ihren 
Gründerjahren steht die Union darum heute in besonderer Verantwortung, Frieden in 
Freiheit und Sicherheit zu gestalten und für eine liberale, regelbasierte internationale 
Ordnung mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln einzutreten.

Angesichts solch komplexer Aufgaben kann der erreichte Integrationsgrad ermutigen: 
Heute sind die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Systeme der Mitgliedstaaten 
so eng verzahnt, dass von einem unionales und mitgliedstaatliches Recht einbindenden 

Teil A

§ 1

A.

1 Vgl. Präambel des EWG (später: EG)-Vertrages vom 25.3.1957.
2 ABl. C 83/2010, 1. Konsolidierte Fassung des Vertrages ABl. C 202/2016, 1.
3 Häberle, Fünf Krisen (F.), 411 ff.; Häberle/Kotzur, Pandemie (F.), 132 ff.
4 Kotzur, Um der Freiheit willen (F.), 49 ff.
5 Zur Geschichte der Integration: van Meurs u.a., Die Unvollendete (F.); Clemens, Geschichte (F.).
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Verfassungsverbund gesprochen werden kann.6 Im Jahre 2012 wurde der solcherma­
ßen konstitutionell verdichteten Union der Friedensnobelpreis mit der Begründung 
verliehen, sie und ihre Vorgänger hätten während sechs Jahrzehnten zur Stärkung von 
Frieden und Versöhnung, Demokratie und Menschenrechten maßgeblich beigetragen.7 

Zwölf Jahre später ist dieses Friedensvermächtnis von brennender Aktualität.

Der Prozess zur Entwicklung einer neuartigen Integrationsform ist indes noch nicht 
abgeschlossen („offene Finalität“).8 Der EUV errichtete 1992 eine Wirtschafts- und 
Währungsunion, ermöglichte eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie 
eine Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Innenpolitik („Raum der Sicherheit, 
der Freiheit und des Rechts“). Der Vertrag von Amsterdam (1997) verstärkte die 
rechtsstaatlichen und demokratischen Grundlagen der Union. Der Vorbereitung auf 
die Erweiterungen um Staaten Ost- und Mitteleuropas in den Jahren 2004 und 2007 
diente die Vertragsreform des Jahres 2001 (Vertrag von Nizza). Eine Ordnung und 
Festigung der Gesamtheit der Ergebnisse des Integrationsprozesses sollte die Europäi­
sche Verfassung bewirken. Sie wurde am 29.10.2004 unterzeichnet.9 Wegen ablehnen­
der Referenden in Frankreich und den Niederlanden konnte sie nie in Kraft treten. Ihre 
wesentliche Substanz wurde in den seit dem 1.12.2009 wirksamen Vertrag von Lissa­
bon (Rn. 30) übertragen. Künftig anstehende Erweiterungen werden wohl neuerliche 
Vertragsreformen (etwa mit im Hinblick auf Mehrheitsentscheidungen) und institutio­
nelle Anpassungen erforderlich machen.

Form und Inhalt der Europäischen Union resultieren aus der schrittweisen Annähe­
rung an konkrete vertraglich bezeichnete Ziele (z.B. Binnenmarkt, Wirtschafts- und 
Währungsunion)10 bei gleichzeitiger Entfaltung und Stärkung eines übergreifenden 
Wertesystems (vgl. Art. 2 EUV: gemeinsames Handeln, solidarisches Verhalten, Demo­
kratie, Menschenrechtsschutz, Rechtsstaatlichkeit, u.a.) der europäischen Völker.11

Die – keineswegs durchgängig widerspruchsfreien – Zielsetzungen der Verträge (siehe 
Art. 3 EUV) verdeutlichen, dass der Integrationsprozess nicht als die Annäherung 
an ein räumlich bzw. strukturell fixiertes Organisationsmodell verstanden werden 
darf. Insbesondere bildet die Errichtung einer neuen Variante des Nationalstaates 
kein Ziel der Integration. Die Integrationsidee erwuchs vielmehr aus der Erkenntnis 
des Versagens und der Risiken nationalstaatlicher Isolierung und Verabsolutierung. 
Dabei beendet der Integrationsprozess nicht die Existenz der Staaten, sondern baut 
auf ihr auf. Was die Integration indes schon von ihrer Logik her dauerhaft beseitigt, 
ist der Anspruch der Staaten, exklusiv den Willen ihrer Bürger zu artikulieren und 
ihre Interessen zu wahren. Die vormals geschlossene wandelt sich in eine „offene 
Staatlichkeit“.12

6 Pernice, Der Europäische Verfassungsverbund, 2020, vorher schon ders., VVDStRL 60 (F.), 148 ff. Sa nachfol­
gend § 3 Rn. 36; Bieber, Verfassungsstaat (F.) 97 ff.

7 http://nobelpeaceprize.org/en_GB/laureates/laureates-2012/announce-2012/.
8 Vgl. Art. 1 EUV: „Dieser Vertrag stellt eine neue Stufe bei der Verwirklichung einer immer engeren Union der 

Völker Europas dar“.
9 ABl. C 310/2004, 1.

10 Vgl. Art. 3 EUV.
11 Vgl. Präambel und Art. 3 EUV. Dazu näher § 3 Rn. 5.
12 Wegweisend Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für eine internationale Zusammenar­

beit, 1964.
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Die Europäische Union bildet eine Rechtsgemeinschaft.13 Sie beruht, auch wenn sie 
zwischenzeitlich stärker politischen Integrationsimpulsen folgt, im Wesentlichen noch 
immer auf Instrumenten des Rechts und ist in ihrem Handeln auf diese angewiesen. 
Die Integration durch Recht vergrößert aber auch den Bedarf, bei den betroffenen 
Völkern respektive ihren Bürgerinnen und Bürgern Zustimmung für und Vertrauen 
in das (rechtliche) Handeln der Union zu gewinnen. Mit wachsenden Aufgaben wird 
daher die demokratische Legitimation und rechtsstaatliche Rückbindung zu einem 
zentralen Problem des Einigungsprozesses.

Zum Entstehen der Europäischen Idee

Der Europagedanke und seine Verwirklichung bis 1914

Der Gedanke eines Zusammenschlusses bildet einen festen Bestandteil der europä­
ischen Ideengeschichte. Dabei ging es nicht nur um die Abwehr äußerer Gefahren (z.B. 
der türkischen Feldzüge), sondern auch um die Schaffung innerer Sicherheit.

Bereits im 18. Jahrhundert wurden weitreichende Verfassungsmodelle entworfen. Der 
während der Utrechter Friedensverhandlungen 1713 veröffentlichte Plan des Abbé de 
Saint Pierre „Mémoire pour rendre la paix perpétuelle en Europe“ sah zur Bewahrung 
des europäischen Machtgleichgewichts ein ständiges Bündnis der Fürsten vor. Dessen 
Einhaltung sollte durch einen mit legislativen und exekutiven Befugnissen ausgestatte­
ten „Europäischen Senat“ überwacht werden.14

Auch Kant hat in seiner Schrift „Zum ewigen Frieden“ die Föderation der europä­
ischen Staaten als Mittel der Friedenssicherung vorgeschlagen.15 Die europäischen 
Staaten sollten danach als Endziel in einer republikanisch verfassten, gemeinsamem 
Recht unterworfenen Gemeinschaft verbunden sein. Als Etappe hierzu schlug Kant 
ein freiwilliges und widerrufliches Staatenbündnis vor. Seine Idee der europäischen 
Republik bleibt bis heute wirkungsmächtig.16

Das 19. Jahrhundert brachte mit der politischen Neuordnung Europas und der begin­
nenden Industrialisierung ganz neue Denkansätze hervor. Eine Integration Europas 
sollte weniger durch Einschränkungen staatlicher Souveränität als vielmehr durch die 
Zusammenarbeit der – auf europäischer Ebene in einer Kammer eines „Parlaments“ 
zusammengeschlossenen – Berufsverbände gefördert werden. Integrationsziel war die 
Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse.17

Mag die Integrationsidee lange Zeit eher ein Ideal oder eine Utopie gewesen sein: 
die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts einsetzende Internationalisierung des 
Wirtschaftslebens und des Rechtsverkehrs machte sie zu einem praktischen Bedürfnis. 
Die Staaten schlossen untereinander mehrseitige Übereinkommen auf dem Gebiet des 
Verkehrswesens, des Post- und Telegrafenwesens, des gewerblichen und künstlerischen 
Eigentums und des internationalen Privatrechts. Ihrem sektoralen, auf kooperations­
technische Fragen verengten Vereinheitlichungsansatz aber war ein übergreifendes eu­

B.

I.

13 Sie ist, so der erste Kommissionspräsident Hallstein, „Geschöpf des Rechts“ (Die Europäische Gemeinschaft 
(F.), 53).

14 Zu einem ähnlichen Plan von William Penn (1693): Nicoll, RMC 1986, 592.
15 Kant, Zum ewigen Frieden, Königsberg 1795 (Nachdruck Stuttgart 1984).
16 Von Bogdandy, Konstitutionalisierung des europäischen öffentlichen Rechts in der europäischen Republik, 

JZ 2005, 529 ff.
17 Zu den Schriften etwa von Saint Simon und Thierry siehe De Rougemont (F.), 201.
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ropäisches Integrationsmodell ebenso fremd wie die Vorstellung politischer Vergemein­
schaftung.

Anstöße zur Einigung Europas nach 1914

Nach der mit dem Ersten Weltkrieg einhergehenden Erschütterung der europäischen 
Staatenwelt gewann die Idee einer politischen Einigung Europas neuen Boden. Erstrebt 
wurde zunächst vor allem eine engere Zusammenarbeit im Rahmen der weltweiten 
Organisation des Völkerbundes. Am bekanntesten ist das vom französischen Außen­
minister Briand 1929 vorgelegte Memorandum über die Errichtung eines „régime 
d'union fédérale européenne“.18 Ebenso betrieben Graf Coudenhove-Kalergi und die 
vom ihm gegründete Paneuropäische Bewegung die Schaffung der „Vereinigten Staaten 
von Europa“.

Die Nationalsozialisten pervertierten zwischen 1933 und 1945 die europäische Idee, 
um gesamteuropäische Machtansprüche des faschistischen Deutschlands zu begründen 
(„Das neue Europa“).19 Gegner der Nationalsozialisten und Faschisten, z.B. Altiero 
Spinelli, entwarfen zur gleichen Zeit Pläne für eine europäische Einigung auf der 
Grundlage von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Freiheit.20 Winston Churchill rief 
angesichts der tiefgreifenden Verwerfungen des Zweiten Weltkriegs in seiner Züricher 
Rede vom 19.9.1946 zu einer „Neugründung der europäischen Familie“ auf. Ihr sollte 
durch eine institutionalisierte Partnerschaft zwischen Deutschland und Frankreich der 
Weg bereitet werden.

Der Gedanke der „Vereinigten Staaten von Europa“ – freilich beschränkt auf Konti­
nentaleuropa, das Vereinigte Königreich wollte im „Commonwealth“ seinen eigenen 
Weg gehen – wurde in der Folgezeit von zahlreichen Organisationen weitergetragen. 
Diese schlossen sich im Oktober 1948 in der Dachorganisation der „Europäischen 
Bewegung“ (Mouvement Européen) zusammen. Ein wichtiger Erfolg war ihr Einfluss 
auf die Satzung des 1949 gegründeten Europarats.

1950 entwarf Jean Monnet (von 1919–1923 stellvertretender Generalsekretär des 
Völkerbundes und seit 1946 Leiter des französischen Planungsamtes) den vom franzö­
sischen Außenminister Robert Schuman am 9.5.1950 vorgelegten Plan für eine Euro­
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Monnets Initiative beruhte auf der Sorge 
um die politische Entwicklung des zweigeteilten Deutschlands während des sich weiter 
verschärfenden Kalten Krieges zwischen den Weltmächten USA und UdSSR sowie auf 
dem Wunsch, den westlichen Teil Deutschlands eng an die Staaten Westeuropas zu 
binden (Westintegration).

Eine Vergemeinschaftung der kriegswichtigen Kohle- und Stahlindustrie erschien als 
probates Mittel, um die ehemaligen „Erbfeinde“ Deutschland und Frankreich stabi­
lisierend einzuhegen. Für das Gelingen einer solchen Einhegung war maßgeblich, 
sowohl die Vorkommen des rheinisch/westfälischen wie des lothringischen Industrie­
gebiets zum Nutzen des französischen und deutschen sowie der anderen westeuropäi­
schen Völker einer gemeinsamen supranationalen Verwaltung zu unterstellen. Über 
die Vergemeinschaftung der Schlüsselindustrien sollte der weiteren europäischen Inte­

II.

18 Schneider (F.), 115 ff.
19 Nachweise bei Lipgens (Hrsg.), Documents on the History of European Integration, Vol. I (1939–1945), 

Berlin/New York 1985, 73 ff.
20 Spinelli, Rossi, Colorni, Per un Europa libera e unita. Progetto d'un manifesto, 1941 (auch bekannt als 

Manifest von Ventotene); vgl. auch Schilmar (F.).

Teil A   Grundlagen§ 1

40 Bieber/Kotzur

9

10

11

12

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.

https://www.nomos-shop.de/isbn/978-3-7560-1477-4



gration der Weg zu einer, wenn nicht bundesstaatlichen, so jedenfalls an föderalen 
Strukturen orientierten Entwicklung bereitet werden. Die Zustimmung der jungen 
Bundesrepublik Deutschland (Konrad Adenauer), Italiens (Alcide De Gasperi) und der 
Beneluxstaaten war groß, aber nicht unumstritten.21 Auch amerikanische Politiker 
(Dean Acheson) förderten das Integrationsprojekt,22 das mit der Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl am 18.8.1951 erste Realisierung 
fand.

Es war zugleich in einen übergreifenden Integrationsrahmen eingebettet. So verbürgte 
die im Rahmen des Europarats geschlossene Konvention zum Schutze der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten vom 4.11.1950 (EMRK) erstmals in Europa einen trans­
nationalen Grundrechtsschutz; das GATT (jetzt WTO), die OECD (früher OEEC) 
und der IWF schufen weltweit Grundlagen für freizügigen Handelsverkehr, auf den 
die exportorientierten europäischen Industriestaaten heute mehr denn je angewiesen 
sind. Daran ist angesichts der in den letzten Jahren wieder populär werdenden pro­
tektionistischen Bestrebungen (etwa die Politik der Strafzölle unter US-Präsident Do­
nald Trump, im US-Präsidentschaftswahlkamp 2024 auch von Amtsinhaber Joe Biden 
praktiziert) zu erinnern.

Als System kollektiver Sicherheit wurde 1948 die Westeuropäische Union errichtet 
(Gründungsmitglieder: Frankreich, die Beneluxstaaten, das Vereinigte Königreich; 
nachfolgend Deutschland, Italien, Portugal, Spanien). Ihre verteidigungspolitischen 
Aufgaben wurden später auf die EU übertragen (§ 38 Rn. 14 f.) und die Organisation 
2011 aufgelöst. Zudem kooperieren alle Staaten Europas sowie die Vereinigten Staaten 
und Kanada im Rahmen der 1975 in Helsinki vorbereiteten Organisation über Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) in Fragen der Friedenssicherung, der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit und des Schutzes der Menschenrechte.

Zur Entwicklung der Europäischen Union

Die Gründungsverträge und ihre Vertiefung

Aufgrund des von Jean Monnet und Robert Schuman entwickelten Plans wurden 1950 
alle westeuropäischen Staaten zu einer Regierungskonferenz eingeladen. Es nahmen 
jedoch nur Frankreich, Italien, Belgien, Luxemburg, die Niederlande sowie die Bundes­
republik Deutschland teil. Die übrigen Staaten fürchteten um ihre Souveränitätsrechte 
und blieben fern. Das Vereinigte Königreich sah darüber hinaus seine weltpolitische 
Rolle im Rahmen des Commonwealth gefährdet. Die Regierungskonferenz der sechs 
Staaten erarbeitete den Vertrag über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl. Er wurde am 18.4.1951 in Paris unterzeichnet und trat am 23.7.1952 in Kraft.23 

Die darin vorgesehenen vier Gemeinschaftsorgane – Hohe Behörde, Rat, Parlamentari­

C.

I.

21 Die sozialdemokratische Opposition in Deutschland hatte die Vergemeinschaftung in der EGKS zunächst 
abgelehnt, um nicht die Westintegration der jungen Bundesrepublik von vornherein festzuschreiben, siehe 
Bayer, Wurzeln der Europäischen Union. Visionäre Realpolitik bei der Gründung der Montanunion, 2002.

22 Dazu vor allem Jean Monnet (F.). Konkrete Spuren des amerikanischen Einflusses finden sich z.B. in den 
Artikeln des EGKS-Vertrages über Wettbewerbsbeschränkungen. Zur Rolle von Adenauer und de Gasperi vgl. 
Brugmans (F.); vgl. auch Küsters (F.), 33 ff.

23 BGBl. 1952 II, 448. Der Vertrag war für eine Dauer von 50 Jahren abgeschlossen worden. Nach Ende dieses 
Zeitraums im Jahre 2002 lief er aus. Seine wesentlichen Elemente gingen in dem umfassenden EGV auf, der 
als Folge der Vertragsreform von Maastricht den ursprünglichen EWGV abgelöst hatte.
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sche Versammlung und Gerichtshof – nahmen im selben Jahr ihre Tätigkeit auf; erster 
Präsident der Hohen Behörde wurde Jean Monnet.

Zur weiteren Vertiefung der europäischen Integration unterzeichneten die Gründungs­
staaten der EGKS – ebenfalls auf französische Initiative – am 27.5.1952 einen Vertrag 
über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG). Dieser sollte unter anderem 
eine Wiederbewaffnung der Bundesrepublik Deutschland unter internationaler Kon­
trolle ermöglichen. Art. 38 des EVG-Vertrages übertrug der für die EVG vorgesehenen 
Parlamentarischen Versammlung die Aufgabe, einen Plan für eine umfassendere Politi­
sche Union auszuarbeiten. Noch bevor der EVG-Vertrag ratifiziert wurde, unterbreite­
te die Versammlung der EGKS nach Aufforderung durch die Vertragsstaaten den Sat­
zungsentwurf für die Gründung einer Europäischen Politischen Gemeinschaft.24 Am 
30.8.1954 lehnte die französische Nationalversammlung ab, sich mit der Ratifizierung 
des EVG-Vertrages zu befassen; damit war auch der Europäischen Politischen Gemein­
schaft die Grundlage entzogen. Was blieb war die Hoffnung, aus der wirtschaftlichen 
möge schrittweise politische Integration erwachsen (sog. „spill over“-Effekt).

1955 unternahmen die Beneluxstaaten einen neuen Anlauf zur Weiterentwicklung der 
Integration. Sie forderten in einem Memorandum die Verschmelzung der nationalen 
Volkswirtschaften als Ganzes in einen einheitlichen europäischen Binnenmarkt. Auf 
der Konferenz von Messina am 1. und 2.6.1955 beauftragten die Regierungen der 
sechs EGKS-Mitgliedstaaten daraufhin eine Gruppe von Regierungssachverständigen 
(Vorsitz: der belgische Außenminister Spaak) mit der Erarbeitung eines Berichts, der 
im April 1956 vorgelegt wurde. Er schlug die Errichtung einer Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft (EWG) und einer Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) vor.25 

Auf der Grundlage dieses Spaak-Berichts wurden die Bestimmungen des EWG-Vertra­
ges und des EAG-Vertrages ausgearbeitet.

Frankreich, stark interessiert an der friedlichen Nutzung der Kernenergie, setzte sich 
für die EAG ein, während die Bundesrepublik Deutschland in der EWG und dem 
darin angelegten Gemeinsamen Markt mit binnenmarktähnlichen Verhältnissen einen 
großen Vorteil für ihre expandierende Industrie erkannte. Der Abschluss dieser Ge­
meinschafts-Verträge wurde durch die Suez-Krise gefördert, die Europa erstmals die 
Verletzbarkeit seiner auf Erdöl beruhenden Energieversorgung vor Augen führte. Da­
ran sei erinnert, wenn heute die möglichst weitgehende Unabhängigkeit von Energie­
ressourcen autoritärer Staaten (allen voran Russland) als wesentlicher Resilienzbau­
stein einer strategisch autonomen Union gilt. Am 25.3.1957 wurden die Verträge in 
Rom („Römische Verträge“) unterzeichnet und traten am 1.1.1958 in Kraft. Erster 
Präsident der EWG-Kommission wurde Walter Hallstein (bis 1967), erster Präsident 
der EAG-Kommission Louis Armand.

Für die Errichtung des Gemeinsamen Marktes war eine zwölfjährige Frist vorgesehen, 
in der die dafür erforderlichen Voraussetzungen – Freizügigkeit der Produktionsfakto­
ren im Inneren, gemeinsamer Zollschutz nach außen – stufenweise geschaffen werden 
sollten (Art. 8 EWGV). Am Ende der Übergangszeit (31.12.1969) hatte die Rechtsord­
nung der Gemeinschaft – insbesondere durch den wegweisenden „judicial activism“ 
des EuGH („Motor der Integration“)26 – eine beachtliche Konsolidierung erfahren. Im 

24 Abgedruckt bei Schwarze/Bieber (Hrsg.), Eine Verfassung für Europa, Baden-Baden 1984, 399 ff.
25 Bericht der Delegationsleiter an die Außenminister vom 21.4.1956, veröffentlicht vom Sekretariat der 

Regierungskonferenz. Zum Inhalt Küsters (F.).
26 Dazu unten Rn. 28 sowie § 3 Rn. 37 ff. und § 6 Rn. 56 ff.
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Politischen verlief die Entfaltung der Gemeinschaft indes nicht ohne Krisen.27 Deren 
schwerste war 1965 im Streit um die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik ent­
standen. Meinungsunterschiede zwischen Frankreich und den übrigen Mitgliedstaaten 
führten zur „Politik des leeren Stuhls“. Frankreich nahm mehrere Monate lang nicht 
an den Sitzungen des Rates teil. Diese Krise beendete erst der sogenannte „Luxembur­
ger Kompromiss“ vom 29.1.1966 (§ 4 Rn. 57).

Kurze Zeit danach trat eine erste größere Vertragsrevision in Kraft, die eine insti­
tutionelle Verschmelzung der drei Gemeinschaften bewirkte („Fusionsvertrag“ vom 
8.4.1965, in Kraft getreten am 1.7.1967). In der Folgezeit konsolidierten sich die 
Finanzverfassung (§ 5 Rn. 4) und die gemeinsame Struktur der drei Gemeinschaften. 
Der Aufgabenbereich der EWG wurde schrittweise ausgedehnt, nachdem auf der 
Gipfelkonferenz in Den Haag (1969) neben einer Erweiterung (Rn. 35 f.) auch eine 
Vertiefung beschlossen werden konnte.28

Die Entwicklung der EG-Verträge zur Verfassung der Europäischen Union

Nach ersten, außerhalb des EWGV angesiedelten Ansätzen zu einer Koordinierung 
der Außenpolitik im Rahmen der europäischen (außen-)politischen Zusammenarbeit 
(EPZ) (§ 38 Rn. 11) setzte sich allmählich die Einsicht durch, dass ein überwölbendes 
Dach für den gesamten Integrationsprozess nötig sei.

Entsprechend den in der Präambel des EWGV formulierten umfassenden politischen 
Zielen bekundeten die Staats- und Regierungschefs 1972 in Paris ihre Absicht, die 
Gesamtheit der Beziehungen der Mitgliedstaaten in eine Europäische Union umzuwan­
deln. Nach Vorlage eines Berichts des belgischen Ministerpräsidenten Tindemans vom 
29.12.197529 verabschiedete der Europäische Rat 1976 Grundlinien, nach denen sich 
die Europäische Union entwickeln sollte.30

Am 20.7.1983 beschloss der Europäische Rat eine „Feierliche Erklärung zur Europä­
ischen Union“.31 Darin wurde die Absicht bekräftigt, die Gemeinschaft, die das 
Kernstück der Europäischen Union bildet, „durch Vertiefung bestehender und die 
Ausarbeitung neuer politischer Zielsetzungen im Rahmen der Verträge von Paris und 
Rom“ zu stärken und weiter auszubauen. Das Europäische Parlament schlug 1984 auf 
Initiative von A. Spinelli den Abschluss eines besonderen Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Union vor.32

Einen ersten Schritt in diese Richtung bildete die am 28.2.1986 von den zwölf Mit­
gliedstaaten der EG verabschiedete Einheitliche Europäische Akte (EEA). Sie verklam­
merte die drei Europäischen Gemeinschaften und die Organisationsform der Europä­
ischen Politischen Zusammenarbeit, für die sie allerdings eigenständige rechtliche Re­
gelungen traf. Beiden Organisationsformen wurde das Ziel gesetzt, „gemeinsam zu 
konkreten Fortschritten auf dem Weg zur Europäischen Union beizutragen“ (Art. 1 
Abs. 1). Die EEA trat am 1.7.1987 in Kraft.33

II.

27 Zum Spannungsverhältnis von Politik und Recht während der EG-Entwicklung Weiler (F.), 10–101.
28 Schlusskommuniqué, 3. GB (1969), 527.
29 Bull. EG, Beilage Nr. 1/1976.
30 10. GB (1976), Anlage II.
31 Bull. EG Nr. 6/1983, 26.
32 Abgedruckt bei Schwarze/Bieber (Hrsg.), Eine Verfassung für Europa, Baden-Baden 1984, 317 ff.
33 ABl. L 169/1987, 1.
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Im Juni 1988 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der Gemeinschaft, auf dem 
Weg zur Europäischen Union fortzuschreiten und betrauten eine Gruppe von Finanz- 
und Wirtschaftsexperten unter Vorsitz von Kommissionspräsident Delors mit der Aus­
arbeitung eines Planes zur Wirtschafts- und Währungsunion. Dieser Plan wurde im 
Juni 1989 von den Staats- und Regierungschefs gebilligt. Er sah ein schrittweises 
Vorgehen mit dem Ziel der Schaffung einer einheitlichen Währung vor (§ 24 Rn. 16).

Parallel zur Regierungskonferenz über die Wirtschafts- und Währungsunion arbeitete 
eine weitere Regierungskonferenz zur Änderung der Gemeinschaftsverträge an Maß­
nahmen zur Verwirklichung der Politischen Union. Auch sollten Zuständigkeiten 
der Gemeinschaft insbesondere durch Verankerung des Subsidiaritätsprinzips (Art. 5 
Abs. 3 EUV) in den Verträgen präzisiert, die Legitimität des Entscheidungsverfahrens 
durch Stärkung der Rechte des Europäischen Parlaments erhöht, die soziale Dimensi­
on der Gemeinschaft vertieft und Ansätze für ein europäisches Bürgerrecht (heute 
Art. 20 ff. AEUV) geschaffen werden. Weiterhin sollte sichergestellt werden, dass die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik 
stärker als bisher Verantwortung übernehmen und dass die Mitgliedstaaten – insbe­
sondere wegen des vorgesehenen Wegfalls der innergemeinschaftlichen Grenzkontrol­
len – in den Bereichen Justiz und Inneres verstärkt zusammenarbeiten. Die Ergebnisse 
dieser Regierungskonferenz wurden am 10.12.1991 von den Staats- und Regierungs­
chefs ebenfalls gebilligt.

Der sämtliche Änderungen und Ergänzungen der geltenden Verträge und neue Bestim­
mungen umfassende Vertrag über die Europäische Union wurde am 7.2.1992 in Maas­
tricht unterzeichnet.34

Durch diesen Vertrag sollte der durch die EEA angekündigte qualitative Sprung zur 
Europäischen Union vollzogen werden. Die Europäische Union beruhte danach auf 
den (1) drei Gemeinschaften (die EWG hieß nunmehr „Europäische Gemeinschaft“) 
einerseits und (2) der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in den Bereichen Außen- 
und Sicherheitspolitik sowie (3) Innen- und Justizpolitik andererseits. Rasch wurde 
das Bild einer Tempelarchitektur geläufig: Die drei Säulen überwölbte das Dach der 
politischen Union.

Das Inkrafttreten des Vertrages verlief indes nicht reibungslos. Am 2.6.1992 lehnten die Dä­
nen die Ratifizierung in einer Volksabstimmung mit knappem Ergebnis ab. Der Europäische 
Rat beschloss am 12.12.1992 Ausnahmeregelungen im Rahmen der unveränderten Bestim­
mungen des EUV, die Dänemark im Mai 1993 ein neues Referendum mit positivem Ausgang 
ermöglichten.35 Die übrigen Mitgliedstaaten, außer dem Vereinigten Königreich und Deutsch­
land, ratifizierten den Vertrag wie vorgesehen zum 31.12.1992; in Frankreich geschah dies 
nach einem Referendum mit knappem Ausgang im September 1992. Im Vereinigten König­
reich verzögerte sich die Ratifizierung jedoch durch Widerstand innerhalb der regierenden 
konservativen Partei bis zum 2.8.1993. In Deutschland wurde mit der Ratifizierung eine 
Änderung des Grundgesetzes verbunden, die zu Verfassungsbeschwerden führte. Erst eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 12.10.1993 (§ 2 Rn. 85) ermöglichte eine 
Ratifizierung und das Inkrafttreten des Vertrages zum 1.11.1993.

Der EUV bildete nur eine Zwischenstation für weitere Vertragsreformen. Mehrere 
Bestimmungen waren ausdrücklich nur auf Probe oder für eine Übergangszeit kon­
zipiert. Das Mandat zur Einberufung einer neuen Regierungskonferenz wurde vom 

34 Zur Geschichte Cloos/Reinesch u.a. (F.).
35 ABl. C 348/1992, 1; Bull. EG 1993/5, Ziff. 1.1.4.
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Europäischen Rat am 16.12.1995 erteilt.36 Die Arbeiten führten zu einem weiteren, 
am 2.10.1997 unterzeichneten Änderungsvertrag („Vertrag von Amsterdam“).37

Das Ratifizierungsverfahren verlief im Vergleich zum EUV ohne größere Hindernisse. 
Der Vertrag, am 1.5.1999 in Kraft getreten, strebte eine Vereinfachung des geltenden 
Rechts, u.a. durch eine neue Nummerierung der Artikel von EGV und EUV an. 
Gleichzeitig fügte er dem Primärrecht eine Fülle neuer Texte zu. Wesentliche Änderun­
gen betrafen u.a. die Übertragung des Bereichs Asyl und Einwanderung in den EGV, 
die Einbeziehung des Abkommens von Schengen in das Vertragsgefüge (§ 20 Rn. 11, 
12) und die Einführung der Möglichkeit einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten gestützt auf das institutionelle System der EU (§ 3 Rn. 45 ff., § 40 
Rn. 10 f.). Im institutionellen Bereich wurden u.a. Verbesserungen des Gesetzgebungs­
verfahrens zur Stärkung der demokratischen Legitimation beschlossen.

Im Jahre 1999 erreichte die Union noch aus zwei weiteren Gründen eine neue Stufe: 
am 1. Januar trat die endgültige Phase der Wirtschafts- und Währungsunion in Kraft, 
die Wechselkurse der beteiligten Währungen zum EURO wurden unveränderlich fest­
gelegt. Nicht alle Staaten wollten oder konnten zu diesem Zeitpunkt die gemeinsame 
Währung einführen: Griechenland übernahm – unter prekären Voraussetzungen, wie 
sich später herausstellen sollte – die Währung ein Jahr später, Dänemark, das Vereinig­
te Königreich und Schweden verschoben auf der Grundlage von Ausnahmeregeln ihren 
Beitritt (§ 24 Rn. 22 ff.).

Der Europäische Rat einigte sich außerdem am 20.3.1999 auf die Agenda 2000, 
ein Paket vor allem finanzieller Maßnahmen, das auch nach dem Beitritt zahlreicher 
weiterer Staaten eine funktionsfähige Union gewährleisten sollte.38

Im Vertrag von Amsterdam konnte die Absicht nicht verwirklicht werden, das in­
stitutionelle System – insbesondere die Zusammensetzung der Kommission und die 
Abstimmungsregeln des Rates – auf die bevorstehenden Erweiterungen angemessen 
vorzubereiten. Daher sah das Protokoll Nr. 11 eine weitere Regierungskonferenz vor, 
um die noch offenen Fragen zu regeln. Diese Konferenz wurde im Jahre 2000 einberu­
fen. Sie führte am 26.2.2001 zur Unterzeichnung des Vertrages von Nizza.39 Dieser 
Vertrag änderte vor allem die institutionellen Bestimmungen. Er bewirkte u.a. eine 
Verkleinerung der Kommission, änderte ihr Ernennungsverfahren, ermächtigte zum 
Erlass eines Statuts der europäischen Parteien und erweiterte die Regeln über eine 
verstärkte Zusammenarbeit innerhalb des Rahmens der Union.40 Am 7.6.2001 lehnte 
die Bevölkerung Irlands die Ratifizierung dieses Vertrages zunächst ab. In einer zwei­
ten Abstimmung am 19.10.2002 befürwortete eine Mehrheit den Vertrag. Er konnte 
daraufhin am 1.2.2003 in Kraft treten. Das nahezu gleichzeitige (dh am 23.7.2002) 
Auslaufen des (für die Dauer von 50 Jahren abgeschlossenen) EGKSV symbolisiert den 
Wandel von einer zwar intensiven, doch sektoriell eng begrenzten Integration zu einer 
neuartigen und umfassenden Europäischen Verfassungsordnung (Rn. 28, 29).

36 Bull. EG Nr. 12/1995, 26, Nr. I. 48.
37 ABl. C 340/1997, 1.
38 COM(97) 2000 = Bull. EG, Beil. 5/97.
39 ABl. C 80/2001, 1.
40 Dazu Jopp/Lippert/Schneider (F.) und Weidenfeld (F.).
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Die Europäische Union als Verfassungsordnung und der Vertrag von Lissabon

Die Entwicklung und Entfaltung des europäischen Rechts beruht nicht nur auf förm­
lichen Vertragsänderungen. Wegen ihrer Lückenhaftigkeit und der bewusst entwick­
lungsdynamisch konzipierten Verträge entstanden wesentliche Elemente des Rechts 
der Union evolutiv aus der Praxis der Organe und der Mitgliedstaaten. Oft war der 
Europäische Gerichtshof die treibende Kraft. Erinnert sei an die Rechtsprechung zum 
Vorrang und zur unmittelbaren Wirkung des europäischen Rechts (§ 3 Rn. 35 ff.; § 6 
Rn. 56 ff.), zum Grundrechtsschutz, zum Umfang der Grundfreiheiten und zur Haf­
tung für Verstöße gegen EU-Recht (§ 2 Rn. 9, 72 ff.). Zahlreiche Urteilsformulierungen 
wurden nachfolgend in die Vertragstexte übernommen (z.B. Art. 6 Abs. 3 EUV zum 
Grundrechtsschutz).41 Der Grundrechtsschutz im Rahmen der EU ist vom Bundesver­
fassungsgericht in der sogenannten „Solange-II“-Entscheidung als dem Grundrechts­
schutz nach dem deutschen Grundgesetz gleichwertig anerkannt worden. In der von 
Parlament, Rat und der Europäischen Kommission im Jahre 2000 feierlich prokla­
mierten und 2007/2009 in den Rang der Verträge erhobenen (Art. 6 Abs. 1 EUV) 
Charta der Grundrechte der EU wird der Grundrechtsschutz weiter konkretisiert, posi­
tivrechtlich abgesichert und so auch dogmatischer Fortentwicklung leichter zugänglich 
gemacht (§ 2 Rn. 11).

Die Gesamtheit dieser Vorgänge lässt sich als Verfassungsentwicklung bezeichnen.42 Im 
Verlauf der Konstitutionalisierung verdeutlichen sich die unionsspezifischen Werte (vor 
allem der konstitutionelle Dreiklang aus Rechtsstaat, Demokratie und Menschenrech­
ten). Es konsolidierten sich die Rechtsordnung sowie die Institutionen der Union, ihre 
Verfahren wurden stärker demokratisch rückgebunden und rechtsstaatlich abgesichert.

Der Vertrag von Nizza formalisierte den Prozess der Verfassungsbildung. In der Folge 
berief der Europäische Rat einen „Europäischen Konvent“ ein. Nicht zufällig erin­
nert das Konventsmodell an die „conventions“ der werdenden Vereinigte Staaten mit 
ihren für die weltweite Verfassungsentwicklung so wichtigen Impulsen. Der Konvent 
bestand aus Mitgliedern des Europäischen Parlaments, der Parlamente der Mitglied­
staaten und der Beitrittskandidaten, aus Vertretern der Regierungen und der Kommis­
sion. Er erarbeitete unter dem Vorsitz des früheren französischen Staatspräsidenten 
Giscard d’Estaing den Entwurf eines „Vertrages über eine Verfassung für Europa“. Die 
vorgeschlagene Verfassung sollte an die Stelle von EU- und EG-Vertrag treten und die 
Grundrechtecharta von 2000 in sich aufnehmen. In 17 Staaten konnten die parlamen­
tarischen Zustimmungsverfahren erfolgreich abgeschlossen werden. In Spanien und 
Luxemburg hatten zustimmende Referenden dafür den Weg gebahnt. In Frankreich 
und den Niederlanden verweigerten die Bürgerinnen und Bürger demgegenüber ihre 
Zustimmung (2005).43 Die Verfassung trat folglich nicht in Kraft.

Obwohl die Ablehnungen wesentlich von innenpolitischen Faktoren beeinflusst wa­
ren, beruhten sie auch auf Ängsten vor der fortschreitendenden Globalisierung, vor 

III.

41 Anschaulich ist in der Literatur mit dem berühmten Paradigma von Peter Häberle von einer „Textstufen­
entwicklung“ die Rede, dazu Häberle/Kotzur, Europäische Verfassungslehre, 8. Aufl. Baden-Baden 2016, 
Rn. 465.

42 Dazu Bieber/Schwarze, Verfassungsentwicklung in der Europäischen Gemeinschaft, Baden-Baden 1984; 
Tsatsos (Hrsg.), Die Unionsgrundordnung. Handbuch zur Europäischen Verfassung, Berlin 2010; Häber­
le/Kotzur, Europäische Verfassungslehre, 8. Aufl. Baden-Baden 2016.

43 Dazu Kadelbach (Hrsg.), Europäische Verfassung und direkte Demokratie, Baden-Baden 2006.
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– Verfahren  4 48, 16 24 ff.
Beistand
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– gegenseitiger  3 18, 38 7
Beiträge  5 9
Beitritt  1 35 ff., 3 41, 6 10, 7 34, 
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– Türkei  39 5
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Beitrittsverfahren  6 10, 7 34
Beratung  4 94 ff., 111, 7 10 ff.
Berücksichtigungsgebote  7 6
Berufe, freie  13 2 ff., 9 ff., 19 f.
Berufsausbildung  12 21, 29, 32 2, 10
Berufsqualifikation  32 2, 6, 9 f.
Berufszugang  12 17 ff., 27 11
Beschäftigungspolitik  25 1, 44 ff.
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Beschlussfähigkeit  4 55, 75
Beschränkungsverbot  11 34 ff., 

12 20 ff., 13 5 ff., 14 1, 10
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Besondere/ausschließliche Rechte  2 23
Bestandskraft von Verwaltungsak­

ten  8 24
Bestechung  19 15
Bestimmungslandprinzip  22 13
Bestmöglicher Umweltschutz  35 14
Betroffenheit, individuelle  9 43 ff.
Betrugsbekämpfung  5 20, 19 10
Bevollmächtigte vor dem EuGH  9 106, 

108
Bewegungs- und Aufenthaltsrecht  

2 29 ff., 12 3 f.
Beziehungen zum Vereinigten König­

reich  40 16
Bildung  12 29, 32 1 ff., 36 2
Binnengrenzen  11 16
Binnenmarkt  1 3, 17, 3 10, 10 1, 

11 1 ff., 15 1, 16 2, 17 1, 18 1, 
21 1 f., 25 2 f., 27 7, 28 15, 35 38

Binnenschiffe, Stilllegung  27 21
Binnenschifffahrt  27 4, 20 ff.
Binnenzölle  11 14 ff.
Bologna-Prozess  32 8

Börsenrecht  14 12
Brasserie du Pêcheur-Urteil  2 72 f.
Brexit  1 32 f., 3 42, 27 32, 39 16
Bruttoprinzip  5 8
Bundesländer  2 57, 4 51 f., 16 18, 27
Bundesrat  4 51
Bundesregierung  4 51
Bundestag  2 64, 4 38, 51
Bundesverfassungsgericht  1 24, 30, 

2 83 f., 3 40, 9 5, 18
Bürgerbeauftragter  2 25, 47 ff., 3 15, 

4 27, 100, 9 68
Bürgerdemokratie  3 16
Bürgerinitiative  2 25, 44, 7 8, 10
Bürgerrecht  1 23, 2 7 ff., 23 ff., 4 118, 

6 12, 12 3, 40 3
Bußgeld  15 34

Cassis de Dijon-Urteil  10 20, 11 55
Centros-Urteil  13 8
Charta der Grundrechte der EU  3 2, 7, 

6 8
Chemikalienrecht  35 27
CO2 Emissionen
– Seeverkehr  27 25
COMENIUS  32 10
Copernicus  31 10
Corporate Governance  21 16
COSAC  4 38
COVID-19-Krise  5 13
Cybersicherheit  19 15

Dänemark, Protokoll  20 2, 10, 24 23
Darlehen  5 13
Daseinsvorsorge  15 49
Dassonville  11 37 ff.
Daten
– Austausch  19 20
– nicht-personenbezogene  33 17
– Personenbezogene  33 17
Datengesetz  33 22
Datenschutz  3 15, 8 6, 33 15 ff.
Datenwirtschaft  33 22
Davignon-Bericht  38 11

Stichwortverzeichnis

817

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.

https://www.nomos-shop.de/isbn/978-3-7560-1477-4



Defizit, übermäßiges  24 1, 8 f., 11, 21
Defizitverfahren  24 10
Delegierte Rechtsakte  7 27
Delors-Plan  24 16 f.
De-minimis-Regel  15 19, 16 14, 32 f.
Demokratie  2 67, 3 13, 15 f., 4 3, 19, 

29, 37 40
Devisentransaktionen  14 8
Dienstleistung  2 29 ff., 13 1 ff., 27 2, 8, 

11 f., 28 6, 32 7, 33 1, 37 10
– Begriff  13 9
– Erscheinungsformen  13 9 ff.
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teresse  15 49
Dienstrecht der EU  4 116
Digitale Dienste  33 22
Digitale Märkte  33 22
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DA)  38 15
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Diplomatischer und konsularischer 
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Dokumente, Zugang  2 47, 7 43
Doppelbesteuerung  22 2, 4, 19
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25 36
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Dual-use-Güter  37 19
Durchführung des EU-Rechts  3 22
Durchführungsbefugnisse  3 21, 4 48, 

68
Durchführungsrecht  7 26 ff., 8 1

Effektivität
– des EU-Rechts  2 65, 6 36 ff., 8 27,

9 18
– des Rechtsschutzes  8 27
Effet utile  2 73, 6 61 f., 8 25 ff., 9 18
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EFTA  1 35, 38, 9 82, 39 9 f.
EGKS-Vertrag  3 12
EGNOS  31 10
Eigenmittel  5 9 ff., 10 ff.
Eigenmittelbeschluss  5 3, 10
Einfuhrbeschränkungen  11 28 ff.
Einfuhrpolitik  37 17
Einheit, Grundsätze der  5 8
Einheit der Rechtsordnung  3 43 ff.
Einheitliche Europäische Akte  1 21, 

6 8, 17 21, 24 16, 35 17
Einheitliches Wahlverfahren  4 31
Einnahmen
– Sonstige  5 11
Einnahmen der EU  5 1, 3, 18, 7 33
Einstweilige Anordnung  8 27, 9 54,

110
Einwanderung  2 29 ff., 20 4, 7, 13, 21, 

36 2
Einzelermächtigung, begrenzte  4 8
Einzelermächtigung, Prinzip  3 21
Einziehung durch Mitgliedstaaten  5 12
Eisenbahn  15 6, 27 4, 39 19
– Infrastruktur  27 12 ff.
– Verkehrsdienstleistung  27 12
– Wegeentgelt  27 12
Elektrizität  11 6, 28 10, 15
ELER  30 3
EMAS  35 23
Embargo  4 46, 37 13
Emissionen  27 18, 35 26
Empfehlung  6 24, 38, 64, 24 6
EMRK  39 21
Energiemarkt  28 1
Energiepolitik  28 1 ff.
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